[image: image1.jpg]GP'A_ Jugend
- Tirol

GEWERKSCHAFT DER PRIVATANGESTELLTEN

Hotline: 0512/59777-102




UOG 93: doof

[image: image2.png]


Vollrechtsfähigkeit: doof

Studiengebühren: doof

Widerstand: schöööön

Die Fachschaft Geiwi (zumindest ALF und KSV) erteilt eine deutliche Absage an Studiengebühren in egal welcher Form. Studiengebühren erschweren den Hochschulzugang für Mitglieder unterprivilegierter Schichten, trocknen „schwer verwertbare“ (sprich geisteswissenschaftliche) Studienrichtungen aus und stellen darüber hinaus keine volkswirtschaftliche Notwendigkeit dar.

5.000,- Studiengebühren pro Semester sind ein weiterer, wenn auch massiver Akt, das Thema weiter zu „enttabuisieren“. Schon seit Jahren ist dieses Thema in der öffentlichen Diskussion, wobei versucht wurde, die geistige bzw. praktische Fundiertheit einer solchen Maßnahme den Leuten unterzujubeln. Das Vorhaben der nicht zustandegekommenen großen Koalition, den freien Hochschulzugang abzuwürgen (denn nichts anderes als dessen schrittweise Demontage betrieb sie zwei Jahrzehnte lang und als nichts anderes muß ihr Versuch, Studiengebühren von SeniorstudentInnen zu verlangen, betrachtet werden), soll nun von der Schwarz-Blauen Regierung gekrönt werden.

· Warum Studiengebühren finanzielle Engpässe im Studiensystem nicht abdecken können und müssen:

Ein bevorzugtes Argument für die Einführung von Studiengebühren ist das der (zukünftigen) Unfinanzierbarkeit der Hochschulbildung. Wie „unfinanzierbar“ Hochschulbildung aber ist, hängt davon ab, wieviel Mittel ihr zur Verfügung gestellt werden. Im Falle gekürzter Budgets bei Entlassung in die Vollrechtsfähigkeit scheint eine „Unfinanzierbarkeit“ zwar durchaus gegeben – eine solche Entlassung lehnen und lehnten wir aber eben auch immer ab.

Tatsächlich haben sich die Ausgaben für die Hochschulen im Zeitraum von 1970 bis 1995 in etwa verdoppelt: von 0,6% auf 1,2% des BIP. In Rechnung gestellt werden muß hier allerdings der Umstand, daß sich die HörerInnenzahl vervierfacht hat. Insgesamt ergibt sich für diesen Zeitraum eine Ausgabenkürzung pro HörerIn um 40%.

Wohlfahrt (1996) führt weiters an, daß die Berechnung der tatsächlichen Aufwendungen für die Hochsschulbildung schwierig ist. Die Verbuchung von Staatsausgaben erfolge oft willkürlich; so rechnete man z.B. zwischen 1986 und 1996 Ausgaben für den Neubau des AKH Wien dem Bildungssektor zu, was die Gesamtausgaben in diesem Bereich natürlich erhöhte. Weiters würden die Ausgaben im Bildungsbereich auch nicht mit dem Wirtschaftswachstum mithalten.

Eine Vollfinanzierung des Studiensystems über Studiengebühren ist nicht machbar. Jedoch ist auch im Sinne einer Teilfinanzierung eine „Kostenwahrheit“ nicht wirklich herstellbar: Verschiedene Studien kosten verschieden viel. Somit würden sich zwei Möglichkeiten ergeben: Entweder eine Studienrichtung verlangt von den Studierenden einen proportionalen Anteil oder alle Studienrichtungen einen pauschalen (so hätten wirs jetzt ja). Im ersten Fall würden manche Studienrichtungen nicht mehr studierbar sein (was dann allerdings auch der Studienrichtung und den entsprechenden Instituten die Existenzberechtigung entziehen würde), im zweiten Fall würden „teure“ Studienrichtungen dem Staat bzw. der Universität mehr kosten. Obwohl das auch jetzt so ist, berechtigt dies zu der Frage, welchen Studienrichtungen eher der Hahn abgedreht werden würde, sollte wieder einmal kein Geld da sein....

„Sollte wieder einmal kein Geld da sein“, so fordern wir in diesem Fall wie immer dazu auf, sich dieses Geld (staatlicherseits) von bestimmten Gruppen, die bislang zu wenig zur Kasse gebeten werden (die Unternehmer haben z.B. 70 Mrd. S Steuerschulden, aber der Herr Leitl von der Wirtschaftskammer meint noch: „Ich will mein Geld zurück!“), eben zu holen.

· Studiengebühren und „zu viele Studierende“:

Wie oben erwähnt, hat sich die HörerInnenzahl in den letzten 30 Jahren vervierfacht, was natürlich mit höheren Kosten verbunden ist.

Mit Stimmen, denen diese Erhöhung zu groß ist, identifizieren wir uns nicht.

In der weiteren Argumentation stellen wir in den Raum, daß diese Erhöhung nicht generell ist. Technisch – naturwissenschaftliche Studienrichtungen und mit ihnen die Wirtschaft beklagen sich bekanntlich über zu wenig HörerInnen. Durch die Einführung von Studiengebühren dürften ihnen noch weniger zufallen.

· Studiengebühren und Qualität der Lehre
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Daß die Qualität der Lehre steigen würde, würden die Studierenden für ihr Studium etwas bezahlen, ist eine argumentative Nullnummer, die im wesentlichen zwei Ableger hat:

1. Es würden Engpässe im Lehrangebot dadurch, daß weniger Leute studieren (darüber hinaus auch noch weniger Leute, „die sowieso nur zum Spaß auf der Uni sind“), beseitigt werden. Im Falle gravierender Engpässe ist eine derartige Erleichterung jedoch kaum vorstellbar und in dem weniger gravierenden gilt es abzuwägen, was das kleinere Übel wäre: Ein Semester auf einen Seminarplatz warten zu müssen, oder Studiengebühren zu zahlen.

2. Es würde durch die Einführung von Studiengebühren ein Konkurrenzkampf zwischen den Universitäten durch die Erhöhung des „Kundenbewußtseins“ der StudentInnen, die für die Leistungen der Uni ja schließlich bezahlen würden, forciert werden.

So weit, so deppat:

Es stellt sich wohl die Frage, ob die Studierenden darüber, daß sie Studiengebühren zahlen, tatsächlich zu einer neuen Mündigkeit finden würden. Gegen wahrgenommene Mängel im Bereich der Lehre sind sie nämlich auch so berechtigt und aufgefordert, Stellung zu nehmen und Beschwerde zu führen. Daß dies oft nicht der Fall ist, ist wohl eher auf die empfundene Autorität des/der Lehrenden zurückzuführen sowie auf den Umstand, daß man nach wie vor einem Anbietermonopol (eine Uni hat nun mal eine nicht zu unterschätzende Vormachtstellung) gegenübersteht, was beides Sachverhalte sind, gegen die auch in Form von Studiengebühren kein wirksames Kraut wachsen würde.

Daß nämlich eine bestimmte Universität trotz allem eine keine so leicht aufzulösende Monopolstellung innehat, geht aus dem Umstand hervor, daß man wohl auch nicht unbedingt in ein anderes Bundesland studieren gehen wird, wenn einem das eine oder andere am Lehrangebot dieser Universität mißfällt. Und das noch dazu, wenn Studieren in einem anderen Bundesland zumindest für Studierende, die finanziell von ihren Eltern abhängig sind, durch Studiengebühren noch teurer werden würde.

Außerdem muß berücksichtigt werden, daß die wenigen Universitäten in Österreich funktional gegliedert sind (Linz ist eine Wirtschaftsuni, Klagenfurt eher eine geisteswissenschaftliche) und einzelne Studienrichtungen z.T. nur sehr vereinzelt (oder überhaupt nur auf einer Universität allein) angeboten werden. Zu welchem „Konkurrenzanbieter“ kann ich eigentlich gehen, wenn mir mein Sozialwirtschaftsstudium in Linz nicht gefällt? – Zu keinem.
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Die plumpe Ansicht, daß Hochschulen den Gesetzen des „Marktes“ unterworfen seien, wird auch dadurch durchbrochen, daß eine isomorphe Umlegung der einzelnen Qualitäten des Lehrangebots (das tatsächlich ja nicht über eine einzige indikatorische „Qualität“ verfügt – remember Evaluierung!) unter den Universitäten schwierig erscheint. Und auch dadurch, daß es zumindest in Österreich keine Universitäten gibt, die gegenüber den anderen so „schlecht“ sind, daß sie sich ordentlich anstrengen müßten, um im „Konkurrenzkampf“ bestehen zu können.

Im übrigen stellt sich im Rahmen dieses Paradigmas die Frage, welchen Aspekten der „Konkurrenzkampf“ der Universitäten  gelten könnte. Möglichst viele Studierende „durchzubringen“ muß nämlich nicht unbedingt durch das Angebot einer einwandfreien und anspruchsvollen Lehre erreicht werden, eher schon durch dessen Gegenteil: Der Möglichkeit eines einfachen Studierens und Scheinerwerbs. Wenn man also annimmt, daß a) Studierende gemäß den „Regeln des freien Marktes“ reagieren, b) Universitäten das auch tun und c) die von den StudentInnen subjektiv empfundene „Qualität der Lehre“ nicht in einem hohen Anforderungsniveau begründet sein muß, erscheinen Studiengebühren in bezug auf Qualität der Lehre in Wirklichkeit sogar in negativem Licht.

Nicht mitberücksichtigt wird in dem Konzept der Universitäten am freien Hochschulmarkt weiters noch, daß die Standortentscheidung auch von anderen Faktoren abhängig ist, wie der subjektiv wahrgenommenen Attraktivität der Stadt oder der Frage, wo man überhaupt einen Heimplatz findet. Und noch einmal betont werden muß, daß Studiengebühren die Studierenden in ihrer Mobilität viel eher einschränken als fördern: Studieren in einem anderen Bundesland ist so schon teuer genug.

· Bildung als öffentliches und als privates Gut

Für die Frage der Finanzierungszuweisung stellt sich auch das Problem, ob ein Hochschulstudium primär dem/der AbsolventIn oder der Öffentlichkeit „zugute kommt“.

Daß ersteres der Fall ist, läßt sich nicht bestreiten. Dieses „Zugutekommen“ wirkt sich für die AbsolventInnen allerdings auch dahin gehend aus, daß sie aufgrund ihres höheren Einkommens auch höhere Steuerleistungen tätigen müssen und daher der Staat sein Geld über diesen Weg wieder zurückerhält. Das berührt auch bereits die Frage nach (Hochschul-) Bildung als öffentlichem Gut. Tatsächlich profitiert der Staat und die Gesellschaft nicht allein wegen der Steuerleistungen von einem hohen Bildungsniveau; Ausgaben für Bildung sind überhaupt auch solche, die sich am raschesten amortisieren.

· Studiengebühren und soziale Gerechtigkeit

Daß Studiengebühren der Möglichkeit eines sozial gerechten Hochschulzugangs abträglich sind, muß nicht näher erläutert werden.

Paradoxerweise werden „sozial gerechte“ Studiengebührenmodelle allerdings mit dem Hinweis darauf gerechtfertigt, daß der freie Hochschulzugang sozial ungerecht sei. Tatsächlich kam es durch die Öffnung der Hochschulen Anfang der 70er zu keinem Angleich der an der Hochschule vertretenen Schichten aneinander; untere soziale Schichten sind nach wie vor unterrepräsentiert. Es darf in diesem Zusammenhang aber nicht vergessen werden, daß eine immerhin moderate Anpassung sehr wohl stattfand (falls man die Steigerung des Frauenanteils von einem Viertel 1979 auf die Hälfte 2000 oder die Verdoppelung der StudentInnenanzahl aus dem ärmsten Viertel der Bevölkerung zwischen 1983 und 1991 als „moderate“ Verbesserung ansehen will). Außerdem muß in Rechnung gestellt werden, daß die schichtspezifische Gabelung im Bildungssystem schon viel früher stattfindet: Da z.B. ArbeiterInnenkinder bereits in höherbildenden Schulen unterrepräsentiert sind, ist nicht zu erwarten, daß es auf der Universität anders sein soll, weiters, daß überproportional viele ärmere Haushalte PensionistInnenhaushalte sind. Es erscheint also zynisch, daß der Umstand, daß der freie Hochschulzugang nicht seine volle Wirkung entfaltet hat, für eine sozial ungerechte Maßnahme herhalten muß.

Außerdem ist der freie Hochschulzugang auch nicht „sozial ungerecht“. Die Behauptung, daß die unteren sozialen Schichten den Hochschulzugang stärker fördern würden, als sie Nutznießer wären, ist falsch. Da die reicheren Schichten proportional mehr Steuern zahlen, findet durch den freien Hochschulzugang in Wirklichkeit eine Umverteilung von oben nach unten statt.
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· Studiengebühren und „nicht verwertbare“ Studienrichtungen:

Es ist zu erwarten, daß Studiengebühren die Wahl der Studienrichtung beeinflussen, und zwar in dem Sinn, daß verstärkt solche Studien belegt werden, die später auch bessere Berufschancen aufweisen. Dies würde bedeuten, daß geisteswissenschaftliche bzw. „Orchideenfächer“ weniger stark nachgefragt und ausgetrocknet werden würden.

Es ergibt sich hier zwar das Gegenargument, daß auch ohne Studiengebühren derartige Studienrichtungen allein von recht idealistischen Studierenden nachgefragt werden – Idealismus hat aber seine Grenzen. Vor allem in Anbetracht dessen, daß unter Studierenden von geisteswissenschaftlichen Fächern ein überproportionaler Anteil aus ärmeren Schichten stammt, ist zu erwarten, daß mit der Einführung von Studiengebühren diese Grenze in den einzelnen Fällen schneller erreicht wird.
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· Argumentative Durchfälle:

Studiengebühren nur für Langzeitstudierende zu fordern, ist wirtschaftlich unbegründet. Auch in der Hinsicht, daß diese die universitäre Infrastruktur sowieso kaum belasten („Die Scheininskribenten kosten der Uni keinen Schilling“ [Rektor Moser]). Gleiches gilt für Studierende, die bereits zwei Studien abgeschlossen haben und die man für alle weiteren zur Kasse bitten will (einstiger Vorschlag der schwarzen Wissenschaftssprecherin Gertrude Brinek) – wie viele gibt es denn schon davon? Diese Entkräftung kann auch auf SeniorstudentInnen angewandt werden.

Kein Wunder, daß obige Fälle nur als erste Maßnahme zu einer generellen Einführung von Studiengebühren herhielten – sie sind politisch völlig schwachsinnig.

Die Behauptung, daß durch Studiengebühren die Qualität der Lehre steigen würde, wurde oben behandelt. In der Praxis verkommt diese Behauptung oftmals zu einer diffusen Schwärmerei, wonach die quasi atmosphärische Qualität für die Studierenden steigen würde. Eine solche Nullnummer ist uns auch recht. Wir entgegnen ihr, daß die „atmosphärische Qualität“ eines Studiums auch davon abhängt, ob Studiengebühren zu zahlen sind oder nicht!

· Das Darlehensmodell

Dieses Modell wurde vor etwa einem Jahrzehnt in Ozeanien eingeführt. Es handelt sich darum, daß den Studierenden für die Finanzierung ihres Studiums ein unverzinster (der österreichische Vorschlag enthält ja [image: image7.png]


noch eine leichte Verzinsung!) staatlicher Kredit zur Verfügung gestellt wird, der ab Einsetzen der Erwerbstätigkeit (nach Absolvierung des Studiums) zurückzuzahlen ist (sofern man/frau die Gebühren nicht gleich während des Studiums begleicht). Die Höhe der Rückzahlung richtet sich nach dem Einkommen: unterhalb einer gewissen Grenze entfällt die Rückzahlung gänzlich.

Es ergeben sich folgende Fragen, die primär mit der tatsächlichen Ausgestaltung des Modells zusammenhängen:

1. Wie ist der Berechnungsmodus, d.h. wieviel hätte man zurückzuzahlen? Pechar/Kebar, die die Adaption des Modells für Österreich vorschlagen, gehen von jährlichen Studiengebühren von ATS 20 – 30.000 aus (also glaubt bitte ja nicht, es würde bei den 5.000/Semester bleiben!). Damit würde Österreich im europäischen Spitzenfeld liegen. Wieviel hat man/frau davon bei gegebenem Einkommen zurückzuzahlen, wo liegt die Untergrenze? In Ozeanien liegt diese Grenze angeblich bei umgerechnet ATS 11.500. Ab diesem Betrag seien bis zur nächsthöheren Stufe monatlich ATS 500 zurückzuzahlen. Das ist nicht wenig – und die Untergrenze erinnert irgendwie an das Existenzminimum ...

2. Gibt es einen fest abgesteckten Zeitraum, in dem die Studiengebühren zurückzuzahlen sind? Wenn nein, ist die Regelung der Rückzahlungshöhe nach Einkommen eine bösartige Farce. Nehmen wir an, ich hätte ATS 100.000 insgesamt zurückzuzahlen. Wenn ich wenig verdiene, zahle ich pro Monat zwar weniger; ist der Rückzahlungszeitraum jedoch unbegrenzt, zahle ich eben – länger.

3. Der Staat stellt unverzinste Darlehen zur Verfügung. Somit stellt sich die Frage, ob er den tatsächlichen Betrag überhaupt wieder reinbekommen würde. Bei einem unverzinsten Betrag, der über einen langen Zeitraum hinweg zurückgezahlt wird, muß ein „Opportunitätszinssatz“ in Rechnung gestellt werden und darüber hinaus eine Inflationsbereinigung.

4. Werden von der Rückzahlungsverpflichtung auch solche AbsolventInnen erfaßt, die ins Ausland gehen? Ist dies nicht der Fall, errechnet Wohlfahrt, daß bei einer Abwanderung von nur 3% der AbsolventInnen das System kippen würde.

Weiters noch einige generelle Anmerkungen:

1. Die Rückzahlung setzt nach Absolvierung des Studiums ein. Dies ist jedoch in der Regel die Phase der Familiengründung, in der man finanziell sowieso stärker belastet wird.

2. Wie würde ein solches Modell die Wahl des Studiums beeinflussen? Gäbe es einen Trend hin zu Studienrichtungen, bei denen die Gehaltsaussichten schlecht sind (damit weniger zurückzuzahlen ist), also zu den geisteswissenschaftlichen?...

3. In beiden Fällen (einer Abwanderung von wie einer Zuwanderung zu geisteswissenschaftlichen Fächern) müssen diese stärker finanziert werden, als „verwertbare“ Studienrichtungen (siehe Vollrechtsfähigkeit/Drittmittelfinanzierung). Überlegung: welchen Studienrichtungen/Instituten würde der Staat daher als erstes den Hahn abdrehen, wenn er wieder einmal ein Budget konsolidiert?

Und nochmal:
Kommentare und Gegenkommentare zu Studiengebühren

„Den gewohnheitsmäßigen Donnerstags - Aufmärschen haben sich jetzt die ähnlich unpopulären Dienstags - Zusammenrottungen jener Studenten beigesellt, denen es wohl weit weniger ums Studieren als um Freifahrten, günstige Unterkunftsmöglichkeiten und ähnliche öffentliche Benefizien geht.“

(Staberl (79), Kronen - Zeitung, 27.9.00)

     Da hat Staberl recht, wenn er den Studi - Protesten „ähnliche Unpopularität“ prophezeit wie den generellen Protesten gegen die Regierung. Er vergisst aber zu erwähnen, dass eben ER dafür verantwortlich ist, und das ist sicher nicht eventueller Senilität geschuldet. Mit Leuten wie Staberl, Wolf Martin und Peter Gnam braucht die Regierung eigentlich kein Geld mehr für Werbung auszugeben. 

     Genauso vermeintlich tattrig benimmt er sich, wenn er behauptet, es ginge den „Studenten, denen es weniger ums Studieren geht“ nicht um die berechtigte Forderung nach nicht noch mehr Belastungen, sondern um Freifahrtsausweise, die man nur mehr im Antiquariat findet, da sie vor vier Jahren abgeschafft worden sind. Was die „günstigen Unterkunftsmöglichkeiten“ anbelangt, so höre er sich einmal um, was für einen Heimplatz eigentlich verlangt wird, auch wenn er gemeinhin nicht viel größer ist als das Abstellkammerl in seiner Luxusvilla, wo er wahrscheinlich noch Erinnerungen aus der Zeit unter Adolf, äh, Hitler aufbewahrt. Lustig ist auch, wie er bereits im Anschluß daran von „ähnlichen öffentlichen Benefizien“ spricht und damit kaschiert, dass ihm keine weiteren mehr einfallen. (Und das ist wieder nicht eventueller Senilität geschuldet, sondern dem Umstand, dass es ja nicht soviele davon gibt.)

     Wohl in Verbindung mit der der Mächtigkeit seines Egos geschuldeten Vorstellung, dass das Universum dazu da sei, ihm in die Hände zu arbeiten, redet auch folgender schon etwas älterer Herr davon, dass die Proteste der Studierenden ein Schuß in den Ofen seien:

„Jeder Protest der Studenten gegen die Gebühren ist in der Bevölkerung ein Bonus für die Regierung. Die Protestierer sollten besser studieren und sich bei denjenigen dankbar zeigen, die die Steuern zahlen.“

(Jörg Haider (50), Presse, 27.9.00)

    Haider hat es halt auch nicht so leicht. Erfolg scheint er nur dann haben zu können, wenn er auch Erfolg hat, und weniger dann, wenn sein ramponiertes Ego ihm aus dem Konzept bringt.
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     Beispielsweise dadurch, dass er nur mehr „einfaches Parteimitglied“ ist. Oder dadurch, dass ausgerechnet sein Finanzminister ihn in punkto Popularität weit abhängt, genauso Schüssel, der sich doch nicht als der nützliche Koalitionsidiot und Steigbügelhalter herausgestellt hat. Oder dadurch, dass er schön langsam beginnt, auf den Fotos auch nicht mehr so jugendlich auszusehen.

     So verlässt er sich jetzt eben darauf, bei den Kärntner 80 - Jahres - Feiern sich als Kärntner Erlöser aufzuspielen und seiner generellen Liebe zu seinem Bundesland dadurch Ausdruck zu verleihen, dass er die Landeshymne einrappt (!), wofür ihm sogar die Kronen - Zeitung den Vogel zeigt. Oder eben mit seinem obigen Sager überhaupt nur mehr darauf, dass ihm wenigstens die Vollprolos zuhören, wenn zur Zeit jeder halbwegs geistvolle Mensch imstande ist, zu erkennen, dass Politik für ihn ein Mittel ist, sich wichtig zu machen.

    Wenn Haider davon spricht, dass Studierende „denjenigen, die die Steuern zahlen“ dankbar sein sollten, sei ihm gesagt, dass Bildung eine Investition ist, die gesamtgesellschaftlichen Wert aufweist und nicht nur dem/der einzelnen zugute kommt. Die Gegenbehauptung lässt sich nämlich auch in einem einzigen Satz ausdrücken.

     (Und um dem Niveau der verblichenen (Schmerz!) „Täglich Alles“ Referenz zu erweisen, könnte man auch sagen, dass ja auch Haider „denjenigen, die die Steuern zahlen“ verdammt dankbar zu sein habe, da diese schließlich für seine „Dienstreisen“ zu Onkel Ghaddafi aufkommen müssen. Besondere Ehrfurcht vor „denjenigen, die die Steuern zahlen“ macht sich bei Haider aber nicht bemerkbar.)

„Aber daß diese Gebühren mehr oder weniger notwendig sind, ist an sich klar, sie sind in ganz Europa üblich; einzig Deutschland hat stattdessen einen Numerus clausus, der auch nicht unbedingt gerecht sein kann.“
(Zu Zeit Nr 40, 29.9. - 5.10.00)

     Keine Studiengebühren gibt es außerdem noch in Norwegen, Schweden, Finnland, Luxemburg, Griechenland, Dänemark und eingeschränkt Irland. In Frankreich fallen Studiengebühren in Form eines Verwaltungsaufwandes in der Höhe von ATS 3000/ Jahr an.

    Bei dem FPÖ - nahen Wochenblatt wundert es aber nicht, dass in dessen Vorstellung „Europa“ hauptsächlich aus Deutschland besteht. (Ausser, wenn`s Sanktionen gibt. Dann nur aus Frankreich.)

     Bei blaugefärbtem Sinn für politische Redlichkeit muß in einem längeren Artikel über Studiengebühren aber natürlich noch mindestens eine zweite absolute Falschmeldung enthalten sein. Siehe da:

„Seltsam sind die Proteste der Studenten schon, denn gerade voriges Jahr wurde durch eine Studie festgestellt, daß ihr durchschnittliches Einkommen monatlich zehntausend Schilling beträgt, ...“

(ebenda)

     „Zur Zeit“ informiert hier exklusiv: Von einer Studie, die das durchschnittliche Monatseinkommen von Studierenden bei ATS 10.000 ansetzt, hat man vorher noch nie was gehört. Und es liegt wohl daran, dass sie gar nicht existiert.

„Heutzutage bilde(t) man die Menschen mit einer Schnelligkeit aus, in der die Bildung auf der Strecke bleibt ... Aufgabe der Universitäten ist es (meiner) Meinung nach, nicht eine beschleunigte Gesellschaft darzustellen, sondern sie sollen den Menschen Denkpausen verschaffen ... Schnellschüsse und Oberflächlichkeit im Denken und Handeln (sind) eine große Gefahr.“

(Daniel Goeudevert, OÖN, 27.9.00)

     Es macht natürlich einen eher komischen Eindruck, gegen vergebührte Unis, die die Wirtschaft ja nicht umsonst super findet, eine Ideal - Uni geltend zu machen, die sich den Prinzipien einer (dialektischen) Aufklärung verpflichtet, indem sie ihre ausbildungsmäßigen Inhalte in einem (meta)kritischen Reflexionszusammenhang vermittelt. Auch das höhere Bildungsystem ist den Erfordernissen der Zeit ausgesetzt, die über sie hinausschreitende Denkbewegungen blockieren bzw. in systemgerechter Verdrehung absorbieren.

     Einen noch viel komischeren Eindruck macht es allerdings, dass Utopien überhaupt nicht mehr geltend gemacht werden. Beim Durchlesen irgendeines Feuilleton - Artikels über neue Anforderungen an die Bildung verwundert das Fehlen genuiner Bildungsinhalte und die Reduktion des Sinns universitärer Bildung, wahrgenommen als „Dienstleistung“, auf das Ziel der möglichst effizienten strategischen Anordnungsmöglichkeit von als qualitative Größen gehandelten AbsolventInnen am Arbeitsmarkt. 

    Auch wenn es eine schöne Hoffnung ist, die Universitäten als Horte der in die Gesellschaft hineinwirkenden Aufklärung anzusehen, ist deren fatalistische Auslieferung und Eingliederung in die Marschordnung des Systems ein beunruhigendes Zeichen für die gegenwärtigen geistigen und bewußtseinsmäßigen Zustände. Und ist es nicht eine „Anforderung an die Bildung“, sowas zu überwinden?

„Die gegenwärtige Produktionsweise erfordert mehr Flexbilität als je zuvor. Die größere Initiative, die in praktisch allen Lebensbereichen nötig ist, verlangt eine größere Anpassungsfähigkeit an wechselnde Umstände ... Aber die größere Leichtigkeit des Übergangs von einer Tätigkeit zur anderen bedeutet nicht, daß mehr Zeit verbleibt zum Nachdenken oder zur Abweichung von den etablierten Mustern.“

(Max Horkheimer, „Zur Kritik der instrumentellen Vernunft“, 1946 veröffentlicht)

    Obwohl das natürlich akademisches Gerede ist, ist das Veröffentlichungsdatum 1946 eine gewisse Peinlichkeit für gegenwärtiges hippes Gefasel davon, dass man „flexibler“ sein müsse, da sich die „Herausforderungen geändert“ haben.

     Besonderes Augenmerk wird zur Zeit ja auch der „Persönlichkeit“ gewidmet. Wenn es als bildungsmäßiges Ziel verstanden wird, „Persönlichkeiten“ zu entwickeln, könnte man meinen, alles sei im Grunde genommen in Ordnung. Doch wenn unter „Persönlichkeit“ ein durch Rhetorik-, time management-, self - reflection- und negotiation fitness - Kurse aufgerüstetes Etwas verstanden wird, was dann? Bei ihnen zähle „der Faktor Mensch“, lassen Unternehmen verlauten, und das ist ja klar. Wen soll man den sonst ausbeuten?

     Die Persönlichkeit, die gefordert ist, ist also ein Punkt, der im Mulitvarianzraum der angebotenen und virtuellen Möglichkeiten von Märkten ausgestreut ist, und darauf wartet, sich irgendwo zwischen Angebot und Nachfrage entfalten zu können. Die unverschämte Ästhetisierung „flexibler Existenz“ ist die Erhebung des dem Leistungsimperativ folgenden Daseins (schnell studieren und dafür zahlen als ein Beispiel) zur Lebensform und zum Halluzinogen, das alles verträglich macht und neben der Banalität der Netzwerk - Existenz darüber hinweg täuscht, dass die Gegenleistung, statt 35 Fernsehkanälen 350, ja auch nicht das Wahre ist. 

     Auch wenn sie rastlos plant, Strategien überlegt und Taktiken erarbeitet, ist die Wirtschaftsintelligenz so intelligent auch wieder nicht. In ihrem Drang zu unmittelbarer Operabilität vergisst sie, dass der Denkprozess, der überlegt, wie oft man einen Kapitalbetrag um die Erde jagen muß, bis dass er sich verdreifacht hat, nicht die Hohlform für die Erarbeitung einer Gesamtstrategie zur Bewältigung „neuer Herausforderungen“ sein kann. Wenn man glaubt, dem obsoleten FachidiotInnentum Flexibles IdiotInnentum oder SystemidiotInnentum entgegensetzen zu können, sitzt man bald wieder in der Scheisse. Der Kapitalismus funktioniert eben nur dann, wenn er schlecht funktioniert.

     Oder, um abschließend noch den Freaks Hallo zu sagen: Er funktioniert auch dann nicht.
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So, das wars fürs erste von uns. Es liegt eben auch an Euch, liebe LeserInnen, diesem Zustand euren Widerstand entgegenzusetzen! 

Wir danken nun noch uns recht herzlich, für die Erstellung dieses Infobladdls:
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              Kommunistischer StudentInnenververband

                    Innsbruck 

und wir danken denen ganz herzlich zwecks kopieren:
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und wir danken v.a. dem Philipp Hautmann, Sachbearbeiter am Referat für Bildungspolitik der ÖH an der Uni Linz, der sich für die Erstellung dieser schönen Texte verantwortlich zeichnet. 
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